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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines autonomen Gemeinschaftszollkontingents für Ferrosilizium 
der Tarifstelle 73.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs für das Jahr 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den von der Kommission vorgelegten 
Verordnungsentvrurf , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch seine Verordnung (EWG) 
Nr. 2423/74 vom 23. September 1974^) ein vertrags- 
mäßiges zollfreies Gemeinschaftszollkontingent für 
Ferrosilizium der Tarifstelle 73.02 C des Gemeinsa- 
men Zolltarifs in Höhe von 20000 Tonnen für das 
Jahr 1975 eröffnet und auf die Mitgliedstaaten auf- 
geteilt. 

In Anbetracht der derzeitigen Produktionsmög- 
lichkeiten in der Gemeinschaft und der beträcht- 
lichen Zunahme des Ferrosiliziumbedarfs für die 
Stahlherstellung deckt das oben genannte Kontin- 
gent von 20 000 Tonnen den Bedarf der Gemein- 
schaft an Einfuhren von Ferrosilizium aus dritten 
Ländern nicht vollständig. Es erscheint daher zweck- 
mäßig, ein autonomes Gemeinschaftszollkontingent 
zu eröffnen, das auf 15 000 Tonnen beschränkt wer- 
den sollte, ohne daß die Festsetzung der Höhe die- 
ser Kontingentsmenge eine neue Anpassung im 
Laufe des Kontingentszeitraumes ausschließt. Da die 
Entwicklungsaussichten des Produktionssektors in 
der Gemeinschaft nicht gefährdet werden dürfen, 
muß der Zollsatz für dieses Kontingent auf 7 v. H. 
festgesetzt werden. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz fort- 
laufend auf sämtliche Einfuhren der betreffenden 
Ware bis zur Erschöpfung des Kontingents ange- 
wandt wird. Der Gemeinschaftscharakter dieses 
Kontingents kann unter Beachtung der oben aufge- 
stellten Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß 
bei der Ausschöpfung des Gemeinschaftszollkontin- 


gents von einer Aufteilung der Menge auf die Mit- 
gliedstaaten ausgegangen wird. Damit die tatsäch- 
liche Marktentwicklung dieser Ware weitmöglichst 
berücksichtigt wird, sollte diese Aufteilung ent- 
sprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorge- 
nommen werden, der einerseits an Hand der stati- 
stischen Angaben über die während eines repräsen- 
tativen Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus 
dritten Ländern und andererseits nach den Wirt- 
schaftsaussichten für den betreffenden Kontingents- 
zeitraum zu berechnen ist. 

Unter Berücksichtigung der zu diesem Zeitpunkt 
verfügbaren statistischen Angaben und der voraus- 
sichtlichen Entwicklung der Marktlage für Ferro- 
silizium im laufenden Jahr ergibt sich im Rahmen 
des durch die obengenannte Verordnung eröffneten 
Zollkontingents von 20 000 Tonnen folgende pro- 
zentuale Beteiligung; 


Benelux 

64,75 

Dänemark 

0,75 

Deutschland 

15,00 

Frankreich 

0,25 

Irland 

1,25 

Italien 

4,25 

Vereinigtes Königreich 

13,75. 


Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
kontingent handelt, das zur Deckung des zusätz- 
lichen Einfuhrbedarfs der Gemeinschaft bestimmt ist, 
kann die Aufteilung der zusätzlichen Kontingents- 
menge entsprechend dem von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten genannten tatsächlichen Bedarf vorge- 
nommen werden, Dänemark, das Vereinigte König- 
reich, die Bundesrepublik Deutschland und die drei 
Mitgliedstaaten, die sich zu der Wirtschaftsunion 
Benelux zusammengeschlossen haben, haben einen 
zusätzlichen Bedarf in Höhe von 985, 1 1 000, 24 000 
bzw. 37 550 Tonnen angemeldet. Der zusätzliche Be- 
darf Frankreichs und Italiens kann auf 400 und 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 261 
vom 27. September 1974, S. 16 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 3. Juli 1975 - Il4 - 680 70- E- Fe 13/75: 

Diese Entwürfe sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. Juni 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsentwürfen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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1000 Tonnen geschätzt werden. Was Irland anbe- i 
trifft, so rechtfertigt der gegenwärtige Stand der 
Ausschöpfung seiner Quote bei der Aufteilung des 
ersten Kontingents von 20 000 Tonnen, das durch 
die oben erwähnte Verordnung eröffnet wurde, so- 
wie die letzten wirtschaftlichen und statistischen ; 
Angaben zur Zeit nicht seine Beteiligung an der in 
Aussicht genommenen Vergrößerung des Gemein- 
schaftszollkontingents. Sollte in diesem Mitglied- 
staat später ein zusätzlicher Bedarf auftreten, so 
hätte dieser stets die Möglichkeit, das Verfahren 
gemäß Artikel 3 dieser Verordnung anzuwenden. 
Aufgrund dieses Aufteilungssystems kann ferner 
die Einheitlichkeit der Anwendung des Gemeinsa- 
men Zolltarifs gewährleistet werden. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung tragen zu können, ist 
die Kontingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wo- 
bei die erste Rate auf die obengenannten Mitglied- 
staaten aufgeteilt wird und die zweite Rate als Re- 
serve zur späteren Deckung des Bedarfs dieser Mit- 
gliedstaaten im Falle der Ausschöpfung ihrer neuen 
Quote sowie zur Deckung des etwaigen zusätzlichen 
Bedarfs in den übrigen Mitgliedstaaten bestimmt ist. 
Um den Importeuren eine gewisse Sicherheit zu 
geben, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents verhältnismäßig hoch, im vor- 
liegenden Fall auf 12 000 Tonnen, festzusetzen. 

Die ersten Quoten der Mitgliedstaaten können 
mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden. Des- 
halb und um Unterbrechungen zu verhindern, muß 
jeder Mitgliedstaat, der seine erste Quote fast ganz 
ausgeschöpft hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zu- 
sätzlichen Quoten fast ganz ausgeschöpft sind, und 
soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. Die 
ersten und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum 
Ende des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art 
der Verwaltung erfordert eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission, 
die vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand 
der Ausschöpfung der Kontingentsmenge zu verfol- 
gen und die Mitgliedstaaten darüber zu unterrich- 
ten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ersten Quote vorhanden, so 
muß dieser Staat einen erheblichen Teil davon auf 
die Reserve übertragen, um zu verhindern, daß ein 
Teil des Gemeinschaftszollkontingents in einem Mit- 
gliedstaat nicht ausgeschöpft wird, während er in 
anderen Mitgliedstaaten verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung 
und bis zum 31. Dezember 1975 wird in der Ge- 
meinschaft ein Gemeinschaftszollkontingent von 
15 000 Tonnen für Ferrosilizium der Tarifstelle 
73.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs eröffnet. 

2. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs bis auf 7 v. H. 
ausgesetzt. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Zollkontingents Zollsätze an, die nach den 
diesbezüglichen Bestimmungen der Beitrittsakte 
berechnet sind. 


Artikel 2 


1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate in Höhe von 12 000 Tonnen auf 
einige Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, die 
vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 6 
bis zum 31. Dezember 1975 gelten, belaufen sich 
für diese Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Vereinigtes Königreich 


6013 Tonnen, 
157 Tonnen, 
3844 Tonnen, 
63 Tonnen, 
161 Tonnen, 
1762 Tonnen. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 3000 Tonnen bildet 
die Reserve. 


Artikel 3 

Tritt in Irland ein Bedarf an Ferrosilizium auf, so 
entnimmt dieser Mitgliedstaat der Reserve eine ent- 
sprechende Quote, soweit die Reservemenge aus- 
reicht. 


Artikel 4 

1. Schöpft einer der in Artikel 2 genannten Mit- 
gliedstaaten seine erste Quote gemäß Artikel 2 
Absatz 1 oder - bei Anwendung der Bestimmun- 
gen des Artikels 6 - die gleiche Quote abzüglich 
des auf die Reserve übertragenen Teiles zu 
90 V. H. oder mehr aus, so nimmt er unverzüg- 
lich durch Mitteilung an die Kommission - so- 
weit die Reservemenge ausreicht - die Ziehung 
einer zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. seiner 
ersten Quote vor, die gegebenenfalls auf die 
höhere Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ersten Quote die 
zweite von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Artikel 1 
unverzüglich die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 5 v. H. seiner ersten Quote vor. 
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3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 
die Ziehung einer vierten Quote in Höhe der 
dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterrichten 
die Kommission über die Gründe, die sie veran- 
laßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 

Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1975. 

Artikel 6 

Die in Artikel 2 genannten Mitgliedstaaten übertra- 
gen am 1. November 1975 von ihrer nicht ausge- 
nutzten ursprünglichen Quote den Teil auf die Re- 
serve, der am 15. Oktober 1975 20 v. H. dieser ur- 
sprünglichen Quote übersteigt. Sie können eine 
größere Menge übertragen, wenn Grund zur An- 
nahme besteht, daß die betreffende Menge nicht 
ausgeschöpft werden kann. 

Diese Mitgliedstaaten teilen der Kommission spä- 
testens am 1. November 1975 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. Oktober 1975 einschließlich getätigt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wurden, 
sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ersten Quote, 
den sie auf die Reserve übertragen. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2, 3. und 4 er- 
öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 


Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 

5. November 1975 über die Reserve, die nach den in 
Anwendung von Artikel 6 erfolgten Übertragungen 
verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, die Restmenge an. 

Artikels 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 oder 4 gezogenen zusätzlichen Quoten 
die fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumu- 
lierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontin- 
gent zu ermöglichen. 

2. Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem Ge- 
biet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den ihm zugeteilten 
Quoten. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der 
betreffenden Waren festgestellt, die bei der Zoll- 
stelle zur Abfertigung zum freien Verkehr ange- 
meldet werden. 

A r t i k e 1 9 

Auf Antrag der Kommission teilen die Mitglied- 
staaten mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen 
dieser Verordnung eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am zweiundvierzigsten Tag 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines autonomen Gemeinschaftszollkontingents für Ferrosiliziummangan 
der Tarifstelle 73.02 D des Gemeinsamen Zolltarifs für das Jahr 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den von der Kommission vorgelegten 
Verordnungsentwurf, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch seine Verordnung (EWG) 
Nr. 2424/74 vom 23. September 1974^) ein vertrags- 
mäßiges zollfreies Gemeinschaftszollkontingent für 
Ferrosiliziummangan der Tarifstelle 73.02 D des Ge- 
meinsamen Zolltarifs in Höhe von 50 000 Tonnen 
für das Jahr 1975 eröffnet und auf die Mitgliedstaa- 
ten aufgeteilt. 

In Anbetracht der derzeitigen Produktionsmög- 
lidikeiten in der Gemeinschaft deckt das obenge- 
nannte Kontingent von 50 000 Tonnen den Bedarf 
der Gemeinschaft an Einfuhren von Ferrosilizium- 
mangan aus dritten Ländern nicht vollständig. Es er- 
scheint daher zweckmäßig, ein autonomes Gemein- 
schaftszollkontingent zu eröffnen, das auf 14 000 
Tonnen beschränkt werden sollte, ohne daß die Fest- 
setzung der Höhe dieser Kontingentsmenge eine 
neue Anpasung im Laufe des Kontingentszeitrau- 
mes ausschließt. Da die Entwicklungsaussichten des 
Produktionssektors in der Gemeinschaft nicht ge- 
fährdet werden dürfen, muß der Zollsatz für dieses 
Kontingent auf 4 v. H. festgesetzt werden. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz fort- 
laufend auf sämtliche Einfuhren der betreffenden 
Ware bis zur Erschöpfung des Kontingents ange- 
wandt wird. Der Gemeinschaftscharakter dieses 
Kontingents kann unter Beachtung der oben aufge- 
stellten Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß 
bei der Ausschöpfung des Gemeinschaftszollkontin- 
gents von einer Aufteilung der Menge auf die Mit- 
gliedstaaten ausgegangen wird. Damit die tatsäch- 
liche Marktentwicklung dieser Ware weitmöglichst 
berücksichtigt wird, sollte diese Aufteilung ent- 
sprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorge- 
nommen werden, der einerseits an Hand der stati- 
stischen Angaben über die während eines repräsen- 
tativen Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus 
dritten Ländern und andererseits nach den Wirt- 
schaftsaussichten für den betreffenden Kontingents- 
zeitraum zu berechnen ist. 


Unter Berücksichtigung der zu diesem Zeitpunkt 
verfügbaren statistischen Angaben und der voraus- 
sichtlichen Entwicklung der Marktlage für Ferrosili- 
ziummangan in diesem Jahr ergibt sich im Rahmen 
des durch die obengenannte Verordnung eröffneten 
Zollkontingents von 50 000 Tonnen folgende pro- 
zentuale Beteiligung: 


Benelux 

8,33 

Dänemark 

0,62 

Deutschland 

82,20 

Frankreich 

0,10 

Irland 

1,04 

Italien 

3,54 

Vereinigtes Königreich 

4,17. 


Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszollkon- 
tingent handelt, das zur Deckung des zusätzlichen 
Einfuhrbedarfs der Gemeinschaft bestimmt ist, kann 
die Aufteilung der zusätzlichen Kontingentsmenge 
entsprechend dem von den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten genannten tatsächlichen Bedarf vorgenommen 
werden. Das Vereinigte Königreich, Italien, Deutsch- 
land, Dänemark und die drei Mitgliedstaaten, die 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben, haben einen zusätzlichen Bedarf 
von 1900, 1000, 12 000, 100 bzw. 10 000 Tonnen an- 
gemeldet. Der Bedarf Frankreichs kann unter Be- 
rücksichtigung seiner Produktionskapazität auf 200 
Tonnen geschätzt werden. Was Irland anbetrifft, so 
rechtfertigen der gegenwärtige Stand der Ausschöp- 
fung seiner Quote bei der Aufteilung des ersten 
Kontingents von 50 000 Tonnen, das durch die oben- 
erwähnte Verordnung eröffnet wurde, sowie die 
letzten wirtschaftlichen und statistischen Angaben 
zur Zeit nicht seine Beteiligung an der in Aussicht 
genommenen Vergrößerung des GemeinschaftszolT 
kontingents. Sollte in diesem Mitgliedstaat später 
ein zusätzlicher Bedarf auftreten, so hätte dieser 
stets die Möglichkeit, das Verfahren gemäß Arti- 
kel 3 dieser Verordnung anzuwenden. Auf Grund 
dieses Aufteilungssystems kann ferner die Einheit- 
lichkeit der Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs 
gewährleistet werden. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung tragen zu können, ist 
die Kontingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wo- 
bei die erste Rate auf die obengenannten Mitglied- 
staaten aufgeteilt wird und die zweite Rate als Re- 
serve zur späteren Deckung des Bedarfs dieser Mit- 
gliedstaaten im Falle der Ausschöpfung ihrer neuen 
Quote sowie zur Deckung des etwaigen zusätzlichen 
Bedarfs in den übrigen Mitgliedstaaten bestimmt ist. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 261 
vom 27. September 1974, S. 18 
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Um den Importeuren eine gewisse Sicherheit zu 
geben, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents verhältnismäßig hoch, im vor- 
liegenden Fall auf 11 800 Tonnen, festzusetzen. 

Die ersten Quoten der Mitgliedstaaten können 
mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden. Des- 
halb und um Unterbrechungen zu verhindern, muß 
jeder Mitgliedstaat, der seine erste Quote fast ganz 
ausgeschöpft hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zu- 
sätzlichen Quoten fast ganz ausgeschöpft sind, und 
soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. Die 
ersten und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum 
Ende des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art 
der Verwaltung erfordert eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission, 
die vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand 
der Ausschöpfung der Kontingentsmenge zu verfol- 
gen und die Mitgliedstaaten darüber zu unterrich- 
ten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ersten Quote vorhanden, so 
muß dieser Staat einen erheblichen Teil davon auf 
die Reserve übertragen, um zu verhindern, daß ein 
Teil des Gemeinschaftszollkontingents in einem Mit- 
gliedstaat nicht ausgeschöpft wird, während er in 
anderen Mitgliedstaaten verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung 
und bis zum 31. Dezember 1975 wird in der Ge- 
meinschaft ein Gemeinschaftszollkontingent von 
14 000 Tonnen für Ferrosiliziummangan der 
Tarifstelle 73.02 D des Gemeinsamen Zolltarifs 
eröffnet. 

2. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs bis auf 4 v. H, 
ausgesetzt. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Zollkontingents Zollsätze an, die nach den 
diesbezüglichen Bestimmungen der Beitrittsakte 
berechnet sind. 


einige Mitgliedstaaten auf geteilt; die Quoten, die 
vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 6 
bis zum 31. Dezember 1975 gelten, belaufen sich 
für diese Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 

Benelux . 4682 Tonnen, 

Dänemark 47 Tonnen, 

Deutschland 5619 Tonnen, 

Frankreich 93 Tonnen, 

Italien 469 Tonnen, 

Vereinigtes Königreich 890 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 2200 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

Tritt in Irland ein Bedarf an Ferrosilizium auf, so 
entnimmt dieser Mitgliedstaat der Reserve eine ent- 
sprechende Quote, soweit die Reservemenge aus- 
reicht. 

Artikel 4 

1. Schöpft einer der in Artikel 2 genannten Mit- 
gliedstaaten seine erste Quote gemäß Artikel 2 
Absatz 1 oder - bei Anwendung der Bestimmun- 
gen des Artikels 6 - die gleiche Quote abzüglich 
des auf die Reserve übertragenen Teiles zu 
90 V. H. oder mehr aus, so nimmt er unverzüg- 
lich durch Mitteilung an die Kommission - so- 
weit die Reservemenge ausreicht - die Ziehung 
einer zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. seiner 
ersten Quote vor, die gegebenenfalls auf die 
höhere Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ersten Quote die 
zweite von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Artikel 1 
unverzüglich die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 5 v. H. seiner ersten Quote vor. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 
die Ziehung einer vierten Quote in Höhe der 
dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterrichten 
die Kommission über die Gründe, die sie veran- 
laßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 


Artikel 2 Artikel 5 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zu- 
eine erste Rate in Höhe von 11 800 Tonnen auf sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1975. 
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Artikel 6 

Die in Artikel 2 genannten Mitgliedstaaten übertra- 
gen am 1. November 1975 von ihrer nicht ausge- 
nutzten ursprünglichen Quote den Teil auf die Re- 
serve, der am 15. Oktober 1975 20 v. H. dieser ur- 
sprünglichen Quote übersteigt. Sie können eine 
größere Menge übertragen, wenn Grund zur An- 
nahme besteht, daß die betreffende Menge nicht 
ausgeschöpft werden kann. 

Diese Mitgliedstaaten teilen der Kommission spä- 
testens am 1. November 1975 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. Oktober 1975 einschließlich getätigt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wurden, 
sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ersten Quote, 
den sie auf die Reserve übertragen. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2, 3 und 4 er- 
öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
5. November 1975 über die Reserve, die nach den in 
Anwendung von Artikel 6 erfolgten Übertragungen 
verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, die Restmenge an. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 


Artikel 3 oder 4 gezogenen zusätzlichen Quoten 
die fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumu- 
lierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontin- 
gent zu ermöglichen. 

2. Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem Ge- 
biet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den ihm zugeteilten 
Quoten. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit 
einer Anmeldung zur Abfertigung zum freien 
Verkehr auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfüng der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Artikel 9 

Auf Antrag der Kommission teilen die Mitglied- 
staaten mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen 
dieser Verordnung eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am zweiundvierzigsten Tag 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines autonomen Gemeinschaftszoilkontingents für Ferrochrom 
mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 Gewichtshundertteilen oder weniger 
und an Chrom und mehr ais 30 bis 90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes 
Ferrochrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs für das Jahr 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den von der Kommission vorgelegten 
V erordnungsentwurf , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch seine Verordnung (EWG) 
Nr. 2425/74 vom 23. September 1974 ein vertrags- 
mäßiges zollfreies Gemeinschaftszollkontingent für 
Ferrochrom mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 
0,10 Gewichtshundertteilen oder weniger und an 
Chrom von mehr als 30 bis 90 Gewichtshunderttei- 
len (hochraffiniertes Ferrochrom) der Zollstelle 
ex 73.02 E I in Höhe von 3000 Tonnen für das Jahr 
1975 eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt; 

In Anbetracht der derzeitigen Produktionsmög- 
lichkeiten in der Gemeinschaft deckt das oben ge- 
nannte Kontingent von 3000 Tonnen den Bedarf der 
Gemeinschaft an Einfuhren dieser Ware aus dritten 
Ländern nicht vollständig. Es erscheint daher zweck- 
mäßig, ein autonomes Gemeinschaftszollkontingent 
zu eröffnen, das auf 14 330 Tonnen beschränkt wer- 
den sollte, ohne daß die Festsetzung der Höhe die- 
ser Kontingentsmenge eine neue Anpassung im 
Laufe des Kontingentszeitraumes ausschließt. Da die 
Entwicklungsaussichten des Produktionssektors der 
Gemeinschaft nicht gefährdet werden dürfen, muß 
aus den gleichen Gründen der Zollsatz für dieses 
Kontingent auf 5,5 v. H. festgesetzt werden; 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz fort- 
Ware bis zur völligen Ausschöpfung des Kontin- 
gents angewandt wird. Der Gemeinschaftscharakter 
dieses Kontingents kann unter Beachtung der oben 
aufgestellten Grundsätze dadurch gewahrt werden, 
daß bei der Ausschöpfung des Gemeinschaftszoll- 
kontingents von einer Aufteilung der Menge auf 
die Mitgliedstaaten ausgegangen wird. Damit die 
tatsächliche Marktentwicklung dieser Ware weit- 
möglichst berücksichtigt wird, sollte diese Auftei- 
lung entsprechend dem Bedarf vorgenommen wer- 
den, der einerseits an Hand der statistischen Anga- 
ben über die während eines repräsentativen Bezugs- 
zeitraums getätigten Einfuhren aus dritten Ländern 


und andererseits nach den Wirtschaftsaussichten für 
de betreffenden Kontingentszeitraum zu berechnen 
ist. 

Unter Berücksichtigung der zu diesem Zeitpunkt 
verfügbaren statistischen Angaben und der voraus- 
sichtlichen Entwicklung der Marktlage für die be- 
treffende Ware im laufenden Jahr ergibt sich im 
Rahmen des durch die oben genannte Verordnung 
eröffneten Zollkontingents von 3000 Tonnen fol- 
gende prozentuale Beteiligung: 


Benelux 

5,66 

Dänemark 

0,34 

Deutschland 

6,17 

Frankreich 

0,34 

Irland 

0,01 

Italien 

84,14 

Vereinigtes Königreich 

3,34 


Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
kontingent handelt, das zur Deckung des zusätzli- 
chen Einfuhrbedarfs der Gemeinschaft bestimmt ist, 
kann die Aufteilung der zusätzlichen Kontingents- 
menge entsprechend dem von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten genannten tatsächlichen Bedarf vorge- 
nommen werden. Dänemark, Frankreich, Italien, das 
Vereinigte Königreich, Deutschland und die drei 
Mitgliedstaaten, die sich zu der Wirtschaftsunion 
Benelux zusammengeschlossen haben, haben einen 
zusätzlichen Bedarf von 40, 1000, 1800, 6400, 3000 
bzw. 2090 Tonnen angemeldet. Was Irland anbe- 
trifft, so rechtfertigen der gegenwärtige Stand der 
Ausschöpfung seiner Quote bei der Aufteilung des 
ersten Kontingents von 3000 Tonnen, das durch die 
oben erwähnte Verordnung eröffnet wurde, sowie 
die letzten wirtschaftlichen und statistischen Anga- 
ben zur Zeit nicht seine Beteiligung an der in Aus- 
sicht genommenen Vergrößerung des Gemeinschafts- 
zollkontingents. Sollte in diesem Mitgliedstaat spä- 
ter ein zusätzlicher Bedarf auftreten, so hätte dieser 
stets die Möglichkeit, das Verfahren gemäß Arti- 
kel 3 dieser Verordnung anzuwenden. Auf Grund 
dieses Aufteilungssystems kann ferner die Einheit- 
lichkeit der Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs 
gewährleistet werden. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung tragen zu können, ist 
die Kontingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wo- 
bei die erste Rate auf die oben genannten Mitglied- 
staaten aufgeteilt wird und die zweite Rate als Re- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 261 
vom 27. September 1974, S. 21 
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serve zur späteren Deckung des Bedarfs dieser Mit- 
gliedstaaten im Falle der Ausschöpfung ihrer neuen 
Quote sowie zur Deckung des etwaigen zusätzlichen 
Bedarfs in den übrigen Mitgliedstaaten bestimmt ist. 
Um den Importeuren eine gewisse Sicherheit zu 
geben, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents verhältnismäßig hoch, im vor- 
liegenden Fall auf 11 500 Tonnen, festzusetzen. 

Die ersten Quoten der Mitgliedstaaten können 
mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden. Des- 
halb und um Unterbrechungen zu verhindern, muß 
jede^ Mitgliedstaat, der seine erste Quote fast ganz 
ausgeschöpft hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zu- 
sätzlichen Quoten fast ganz ausgeschöpft sind, und 
soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. Die 
ersten und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum 
Ende des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art 
der Verwaltung erfordert eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission, 
die vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand 
der Ausschöpfung der Kontingentsmenge zu verfol- 
gen und die Mitgliedstaaten darüber zu unterrich- 
ten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ersten Quote vorhanden, so 
muß dieser Staat einen erheblichen Teil davon auf 
die Reserve übertragen, um zu verhindern, daß ein 
Teil des Gemeinschaftszollkontingents in einem Mit- 
gliedstaat nicht ausgeschöpft wird, während er in 
anderen Mitgliedstaäten verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden - 


Artikel 2 


1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate in Höhe von 11500 Tonnen auf 
einige Mitgliedstaaten aufgeteilt. Die Quoten, die 
vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 6 
bis zum 31. Dezember 1975 gelten, belaufen sich 
für diese Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Vereinigtes Königreich 


1677 Tonnen, 
32 Tonnen, 
2408 Tonnen, 
803 Tonnen, 
1444 Tonnen, 
5136 Tonnen. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 2830 Tonnen bildet 
die Reserve. 


Artikel 3 

Tritt in Irland ein Bedarf an hochraffiniertem Ferro- 
silizium auf, so entnimmt dieser Mitgliedstaat der 
Reserve eine entsprechende Quote, soweit die Re- 
servemenge ausreicht. 

Artikel 4 

1. Schöpft einer der in Artikel 2 genannten Mit- 
gliedstaateii seine erste Quote gemäß Artikel 2 
Absatz 1 oder - bei Anwendung der Bestimmun- 
gen des Artikels 6 - die gleiche Quote abzüglich 
des auf die Reserve übertragenen Teiles zu 
90 V. H. oder mehr aus, so nimmt er unverzüg- 
lich durch Mitteilung an die Kommission - so- 
weit die Reservemenge ausreicht - die Ziehung 
einer zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. seiner 
ersten Quote vor, die gegebenenfalls auf die 
höhere Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ersten Quote die 
zweite von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 
gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Artikel 1 
unverzüglich die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 5 v. H. seiner ersten Quote vor. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung 
bis zum 31. Dezember 1975 wird in der Gemein- 
schaft ein Gemeinschaftszollkontingent von 
14 330 Tonnen für Ferrochrom mit einem Gehalt 
an Kohlenstoff von 0,10 Gewichtshundertteilen 
oder weniger und an Chrom von mehr als 30 bis 
90 Gewichtshundertteilen (hodiraffiniertes Ferro- 
chrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I eröffnet. 

2. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs bis auf 5,5 v. H. 
ausgesetzt. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Zollkontingents Zollsätze an, die nach den 
diesbezüglichen Bestimmungen der Beitrittsakte 
berechnet sind. 


3, Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezo- 

. gene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 
die Ziehung einer vierten Quote in Höhe der 
dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterrichten 
die Kommission über die Gründe, die sie veran- 
laßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 

Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1975. 
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Artikel 6 

Die in Artikel 2 genannten Mitgliedstaaten übertra- 
gen am 1. November 1975 von ihrer nicht ausge- 
nutzten ursprünglichen Quote den Teil auf die Re- 
serve, der am 15. Oktober 1975 20 v. H. dieser ur- 
sprünglichen Quote übersteigt. Sie können eine 
größere Menge übertragen, wenn Grund zur An- 
nahme besteht, daß die betreffende Menge nicht 
ausgeschöpft werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spä- 
testens am 1. November 1975 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die bis zum 
15. Oktober 1975 einschließlich getätigt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wurden, 
sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ersten Quote, 
den sie auf die Reserve übertragen. 


Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2, 3 und 4 er- 
öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
5. November 1975 über die Reserve, die nach den in 
Anwendung von Artikel 6 erfolgten Übertragungen 
verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, die Restmenge an. 


Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 oder 4 gezogenen zusätzlichen Quoten 
die fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumu- 
lierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontin- 
gent zu ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um den in ihrem Gebiet ansässigen 
Importeuren der betreffenden Waren freien Zu- 
gang zu den ihnen zugeteilten Quoten zu garan- 
tieren. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der 
betreffenden Waren festgestellt, die bei der Zoll- 
stelle zur Abfertigung zum freien Verkehr an» 
gemeldet werden. 

Artikel 9 

Auf Antrag der Kommission teilen die Mitglied- 
staaten mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen 
dieser Verordnung eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am zweiundvierzigsten Tag 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Erhöhung des mit 
Verordnung (EWG) Nr. 195/75 vom 22. Januar 1975 eröffneten Gemeinschafts- 
zollkontingents für Ferrochrom mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 4 Gewichts 
hundertteilen oder mehr der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs 
für das Jahr 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den von der Kommission vorgelegten 
Verordnungsentwurf, ' 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 195/75 vom 
22. Januar 1975^) hat der Rat für das Jahr 1975 ein 
Gemeinschaftszollkontingent in Höhe von 34 500 
Tonnen für das Ferrochrom mit einem Gehalt an 
Kohlenstoff von 4 Gewichtshundertteilen oder mehr 
und über die Ausdehnung dieses Kontingents auf 
bestimmte Ferrochrom-Einfuhren mit einem Gehalt 
an Kohlenstoff von 3 bis 4 Gewichtshundertteilen 
der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 


Benelux 

28,89 

Dänemark 

0,16 

Deutschland 

26,67 

Frankreich 

8,72 

Italien 

6,67 

Vereinigtes Königreich 

28,89 


Was Irland angeht, so rechtfertigen der gegen- 
wärtige Stand der Ausschöpfungen seiner Quote 
sowie die verfügbaren wirtschaftlichen Angaben zur 
Zeit nicht seine Beteiligung an der betreffenden 
Aufteilung. Sollte in diesem Mitgliedstaat später ein 
zusätzlicher Bedarf auftreten, so hätte dieser stets 
die Möglichkeit, das Verfahren gemäß Artikel 3 die- 
ser Verordnung anzuwenden. Aufgrund dieses Auf- 
teilungssystems kann ferner die Einheitlichkeit der 
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs gewähr- 
leistet werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 


Auf Grund der jüngsten Wirtschaftsdaten für das 
Jahr 1975 über den Verbrauch, die Erzeugung, die 
Ausfuhr nach Drittländern, die Einfuhren im aktiven 
Veredelungsverkehr oder nach einer anderen Zoll- 
präferenzregelung und in Anbetracht der am 31. De- 
zember 1974 vorhandenen Lagervorräte in einigen 
Mitgliedstaaten ist der zusätzliche Bedarf der Ge- 
meinschaft an Einfuhren aus Drittländern für 1975 
auf 34 630 Tonnen zu veranschlagen. Um die Ent- 
wicklungsaussichten des Produktionssektors in der 
Gemeinschaft nicht zu gefährden und infolge der 
Ungewißheiten, die in den verschiedenen Ver- 
brauchsbereichen dieser Ferrolegierung bestehen, 
empfiehlt es sich, die beabsichtigte Erhöhung auf 
eine Menge von 20 000 Tonnen zu begrenzen. Die 
auf der Grundlage vorsichtiger Schätzungen vorge- 
nommene Festsetzung der Menge schließt eine spä- 
tere Anpassung nicht aus. 

Die Erhöhungsmenge ist auf die Mitgliedstaaten 
nach Maßgabe ihres Bedarfs beziehungsweise nach 
den Einfuhren aus dritten Ländern unter Berücksich- 
tigung der in der vorgenannten Verordnung (EWG) 
Nr. 195/75 vorgesehenen Möglichkeiten aufzuteilen, 
wobei alle Mitgliedstaaten bei zusätzlichem Bedarf 
Ziehungen aus der gemeinschaftlichen Reserve vor- 
nehmen können. Auf dieser Grundlage ergibt sich 
ein zusätzlicher Einfuhrbedarf der Mitgliedstaaten 
aus dritten Ländern von nachstehend aufgeführten 
V omhundert sätzen : 


Das durch die Verordnung (EWG) Nr. 195/75 vom 
22. Januar 1975 eröffnete Gemeinschaftszollkon- 
tingent für Ferrochrom mit einem Gehalt an Kohlen- 
stoff von 4 Gewichtshundertteilen oder mehr, der 
Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs, 
wird von 34 500 Tonnen auf 54 500 Tonnen erhöht. 


Artikel 2 


1. Diese Erhöhung von 20 000 Tonnen wird in zwei 
Raten geteilt. 

2. Eine erste Rate in Höhe von 18 000 Tonnen wird 
wie folgt auf die Mitgliedstaaten auf geteilt: 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Vereinigtes Königreich 


5200 Tonnen, 
30 Tonnen, 
4800 Tonnen, 
1570 Tonnen, 
1200 Tonnen, 
5200 Tonnen. 


Eine zweite Rate in Höhe von 2000 Tonnen bil- 
det die Reserve. Die in Artikel 2 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 195/75 vorgesehene Re- 
serve wird damit von 1960 auf 3960 Tonnen er- 
höht. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 21 
vom 28. Januar 1975, S. 2 
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Artikel 3 

Sollte in Irland ein zusätzlicher Bedarf an dieser 
Warenart auf treten, so zieht dieser Mitgliedstaat 
eine angemessene Quote aus der Reserve, soweit 
die Reservemenge ausreicht. 

Artikel 4 

Die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 195/ 
75 vom 22. Januar 1975, insbesondere Artikel 1 
Absatz 2, bleiben anwendbar. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am zweiundvierzigsten Tag 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Drudesache 7/3887 


Begründung 


1. Den in der Anlage beigefügten Verordnungsent- 
würfen liegen die von einigen Mitgliedstaaten ge- 
stellten Anträge auf die Eröffnung oder die Erhö- 
hung autonomer Gemeinschaftszollkontingente für 
Ferrosilizium, Ferrosiliziummangan, hochraffiniertes 
Ferrochrom und hochgekohltes Ferrochrom für das 
Jahr 1975 zugrunde. 

2. Die betreffenden Anträge wurden insbesondere 
auf einer Konsultationssitzung der Sachverständigen 
aller Mitgliedstaaten, die am 17. April 1975 statt- 
fand, auf der Grundlage der von den zuständigen 
Instanzen vorgelegten wirtschaftlichen Angaben 
und Vorausschätzungen geprüft. Hierzu ist zu be- 
merken - wie die Kommission immer wieder erklärt 
hat -, daß es bei den autonomen Gemeinschaftszoll- 
kontingenten nicht genügt, systematisch eine Kon- 
tingentsmenge in Höhe des geschätzten Bedarfs an 
Einfuhren aus den dritten Ländern zu eröffnen. 


Diese Berechnungsart kann zu Nachteilen auf dem 
Sektor der Gemeinschaftsproduktion führen oder 
auch eine etwaige Expansion dieses Sektors ver- 
hindern. Dies trifft ganz besonders in den vorlie- 
genden Fällen zu, da die erneute Prüfung der Lage 
bei diesen Rohstoffen auf den Gemeinschaftsmärk- 
ten zu Beginn dieses Jahres auf der Grundlage von 
Vorausschätzungen vorgenommen wird, die sich in- 
folge der Ungewißheiten, die auf allen Sektoren der 
Produktion und des Verbrauchs bestehen, im Laufe 
des Jahres 1975 spürbar ändern können. Diesen Er- 
wägungen wurde bei der Prüfung der Lage bei den 
einzelnen Erzeugnissen Rechnung getragen. 


3. Unter Berücksichtigung der anläßlich dieser Prü- 
fung mitgeteilten wirtschaftlichen Vorausschätzun- 
gen ergeben sich für die betreffenden Erzeugnisse 
folgende Gemeinschaftsbilanzen: 


Warenbezeichnung 

Verbrauch 

Erzeugung 

Ungewöhn- 
liche Lager- 
bestände 
am 31. 
Dezember 
1974 

Einfuhren aus Dritt- 
ländern zum niedrige- 
ren oder zum gleichen 
Aktiver Ver- Zollsatz des für 1974 
edelungs- gewährten Kontin- 
verkehr gentszollsatzes 

Ausfuhren 

in 

Drittländer 

am 1. Januar 
1975 

eröffnetes 

Kontingent 

Ferrosilizium 

503 600 

315 000 

3 000 

3000 

118 000 

46 000 

20 000 

Ferrosilizium- 

mangan 

194 100 

82 000 



3000 

43 100 

2 000 

50 000 

Hochraffiniertes 

Ferrochrom 

156411 

119 400 



1000 

14 200 

3 200 

3 000 

Hochgekohltes 

Ferrochrom 

277 360 

169 400 

12 800 

1000 

15 530 

9 500 

34 500 


Die Berechnung des Bedarfs der Gemeinschaft an Einfuhren aus Drittländern, die nach der üblichen Methode 
auf der Grundlage dieser Angaben vorgenommen wurde, ergibt folgende Defizite und Überschüsse: 


— Ferrosilizium 

— Ferrosiliziummangan 

• — Hochraffiniertes Ferrochrom 

— Hochgekohltes Ferrochrom 


Uberschuß in Höhe von 
Defizit in Höhe von 
Defizit in Höhe von 
Defizit in Höhe von 


1 400 Tonnen 

14 000 Tonnen 

15 61 1 Tonnen 
34 630 Tonnen 


Zu diesen Waren ist zu bemerken, daß es in Anbe- 
tracht der erhöhten Nachfrage nach diesen Ferro- 
legierungen aufgrund der Erhöhungen des Ver- 
brauchs und der zur Zeit verhältnismäßig stabilen 
Kapazitäten der Gemeinschaftsproduktion nicht 
sicher ist, daß 1975 der Bedarf der verbrauchenden 
Industrien so weitgehend durch Lieferungen der Ge- 
meinschaft und vor allem der Länder gedeckt wer- 
den kann, für die ein Kontingentszollsatz ange- 
wendet wird, der niedriger oder gleich dem Zollsatz 
ist, der 1974 für die autonomen Kontingente ge- 
währt wurde, wie aus den obengenannten Zahlen 
geschlossen werden kann. Dies gilt ganz besonders, 
weil bisher die endgültigen Bilanzen für diese Me- 


talle stets ein verhältnismäßig großes Defizit auf- 
wiesen. Auf der anderen Seite dürfen die herkömm- 
lichen Handelsströme insbesondere zwischen den 
neuen Mitgliedstaaten und bestimmten Drittländern 
nicht zu plötzlich beeinträchtigt werden, zumal die- 
ser Handel bis Ende 1974 durch vollständige oder 
teilweise Zollsenkungen gefördert worden ist. 

Auf Grund der Ungewißheiten, die auf allen Sek- 
toren der Produktion und des Verbrauchs in der Ge- 
meinschaft bestehen und um die Produktion dieses 
Sektors nicht zu gefährden, empfiehlt es sich, die 
autonome Kontingentsmenge besonders vorsichtig 
festzusetzen, auch wenn die Marktlage für diese 
Ferrolegierungen zu einem späteren Zeitpunkt des 
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Jahres auf Grundlage der genannten Wirtsdiafts- 
daten erneut geprüft werden muß. 

Die Kommission schlägt daher die Eröffnung von 
autonomen Zollkontingenten zu herabgesetztem 
Zollsatz vor, deren Menge wie folgt festgesetzt wer- 
den könnte: 

— 15 000 Tonnen für Ferrosilizium 

— 14 000 Tonnen für Ferrosiliziummangan 

— 14 330 Tonnen für hochraffiniertes Ferrochrom 

und Erhöhungen von 20 000 Tonnen des am 1. Ja- 
nuar 1975 eröffneten autonomen Zollkontingents für 
hodigekohltes Ferrochrom. 

4. Bei Ferrosiliziummangan bedürfen die vorge- 
schlagenen Verwaltungsmodalitäten, d. h. insbeson- 
dere die Einführung eines Reserveteils, keiner be- 
sonderen Erläuterung, da diese Modalitäten nicht 
von den bereits vorgeschlagenen und vom Rat ge- 
billigten Modalitäten für die autonome Erhöhung 
oder die Eröffnung der vertragsmäßigen Kontin- 
gente abweichen, die früher für diese Ferrolegierung 
vorgenommen worden sind. Was Ferrosilizium und 
die beiden Ferrochromqualitäten anbetrifft, so hält 
es die Kommission in Anbetracht des Umfangs der 
vor geschlagenen Kontingent smengen im Verhältnis 
zu dem tatsächlichen Bedarf an Einfuhren aus drit- 
ten Ländern für angezeigt, die Kontingentsmengen 
jeweils in zwei Raten aufzuteilen, wovon die erste 
Rate auf die Mitgliedstaaten entsprechend ihrem 
jeweiligen Bedarf auf geteilt wird und die zweite 
Rate die Gemeinschaftsreserve bildet 


Die Bildung einer Gemeinschaftsreserve ist in den 
vorliegenden Fällen durchaus gerechtfertigt, denn 
die in der Anlage beigefügten Entwürfe sehen die 
ursprüngliche Beteiligung an der Erhöhung nur der 
Mitgliedstaaten vor, die tatsächlich einen zur Zeit 
voraussichtlichen Bedarf haben, der zu decken ist. 
Die Kommission ist sich jedoch der Probleme be- 
wußt, die sich bei der Entwicklung dieses Bedarfs 
stellen, und behält sich daher die Möglichkeit vor, 
diese Verordnungsentwürfe später den eventuellen 
Erfordernissen anzupassen. 

5. Der für die autonome Erhöhung der Zollkontin- 
gente für Ferrosilizium, Ferrosiliziummangan und 
hochraffiniertes Ferrochrom im Jahre 1974 festge- 
setzte Kontingentszollsatz betrug 7 v. H. (statt 
10 v. H.), 4 V. H. (statt 5,5 v. H.) bzw. 5,5 v. H. (statt 
8 V. H.). Die Beibehaltung der Kontingentszollsätze 
für die zur Zeit geplanten autonomen Erhöhungen 
auf 7 V, H. (für Ferrosilizium), 4 v. H. (für Ferro- 
siliziummangan) und 5,5 V. H. (für hochraffiniertes 
Ferrochrom) berücksichtigt offensichtlich sowohl die 
Lage der Gemeinschaftsproduktion auf diesen Sek- 
toren als auch die Notwendigkeit, Anreiz zu einer 
stärkeren Versorgung in der Gemeinschaft zu bie- 
ten. 

Bei hochgekohltem Ferrochrom vertritt die Kommis- 
sion die Auffassung, daß in Anbetracht der beson- 
deren Lage des Marktes für dieses Erzeugnis in der 
Gemeinschaft und der Tatsache, daß es sich um eine 
Erhöhung eines bereits gewährten Gemeinschafts- 
zollkontingents handelt, der Kontingentszollsatz 
Null beibehalten werden muß. 
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